Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 974 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen : 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Gewährung von Kindergeld und die 
Errichtung von Familienausgleichskassen (Kindergeldergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ i 

Anspruchsberechtigung 

(1) Anspruch auf Kindergeld nach diesem 

Gesetz hat, wer drei oder mehr Kinder im 
Sinne des § 2 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
vom • . . . (Bundcsgesetzbl. IS. . . ) 

har und kein Kindergeld nach dem Kinder- 
geldge^etz oder keine Leistungen nach dem 
Kindergeldanpassungsgesetz vom , . . . 

(Bundesgeserzbl. IS.. .) erhält. Das Kinder- 
geld beträgt für das dritte und jedes weitere 
Kind je 25 Deutsche Mark monatlich. Es wird 
aut Antrag gewährt. 

(2) Dies gilt nicht für die Bediensteten des 
Bundes, der Lander, der Gemeinden und der 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts oder die 
Empfänger von Versorgungsbezügen, Über- 
gangsgehak oder Übergaagsbezügen des 
öffeneikhen Dienstes, soweit sie Kinderzu- 
schläge erhalten, die mindestens dem Kinder- 
geld nach Absatz 1 entsprechen. 

§ 2 

Zuständigkeit 

(!) Der Anspruch richtet sich gegen das 
für den Anspruchs berechtigten zuständige 
Finanzamt. 


(2) Der Antrag auf Gewährung von Kin- 
dergeld muß die zum Nachweis der Berech- 
tigung erforderlichen Angaben enthalten. 

§ 3 

Bescheid 

(1) Auf jeden Antrag ist ein schriftlicher 
Bescheid zu erteilen. 

(2) Im Falle der Ablehnung oder der teil- 
weisen Axblehnung des Antrages ist der Bescheid 
zu begründen und mit einer Belehrung da- 
rüber zu versehen, dals, bei welchem Gericht 
und innerhalb welcher Frist Klaee erhoben 
werden kann. 

(3) Die Regelung nach Absatz 2 gilt ent- 
sprechend, wenn das Kindergeld entzogen 
oder eingestellt wird. 

§ 4 

Auszahlung des Kindergeldes 

Die Auszahlung des Kindergeldes erfolgt 
durch das für den Anspruchsberechtigten zu- 
ständige Finanzamt oder auf dessen Anweisung 
durch die Post. 

§ 5 

Aufbringung der Mittel 

(l) Die Mittel zur Durchführung dieses 
Gesetzes werden vorbehaltlich des Absatzes 2 
vom Bund aufgebracht. 
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(2) Soweit nach diesem Gesetz Kindergeld 
für Bedienstete der Länder, Gemeinden oder 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rednes zu gewähren 
ist, hat der Bund gegen den Dienstherrn 
Anspruch auf Erstattung. Das Nähere wird 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rcchts- 
verordnung geregelt. 

§ 6 

Geltung anderer Vorschriften 

Die §S 3, 4, 8, 28, 35 und 36 des Kinder- 
geldgesetzes gelten entsprechend. 

S 7 

Der Bundesminister für Arbeit erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 


§ 8 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Übcrlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gcsetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigung erlassen 
werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1, Januar 1955 in Kraft. 
Bonn, den 11. November 1954 

Ollenhaucr und Fraktion 



